Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drucksache Nr. 4577 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Juni 1953 

6 - 73201 - 152/53 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland 
zu dem Abkommen vom 13. April 1 953 zur 
Revision und Erneuerung des Internationalen 
Weizenabkommens 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Ein Abdruck des Abkommens zur Revision und Erneuerung des 
Internationalen Weizenabkommens ist beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 110. Sitzung am 19. Juni 1953 beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Ände- 
rungen vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung stimmt grundsätzlich dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates zu; sie regt jedoch an, den in dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates als Artikel II a bezeichneten Abschnitt 
des Gesetzentwurfes zu einem selbständigen Artikel III zu machen. 
Demgegenüber würde der bisherige Artikel III des Gesetz- 
entwurfes Artikel IV. 


Dr, Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 





Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Abkommen 
vom 13. April 1953 zur Revision und Erneuerung des Internationalen 

W eizenabkommens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem Abkommen vom 13. April 1953 
zur Revision und Erneuerung des Internatio- 
nalen Welzenabkommcns wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 


(2) Der Tag, an dem es gemäß Artikel XX 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

(3) Dieses Gesetz gilt auch im Lande Ber- 
lin, wenn das Land Berlin die Anwendung 
dieses Gesetzes feststellt. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft, 


Begründung 


1 . 

Das Internationale Weizenabkommen (IWA) 
vom 23. März 1949, dem zur Zeit 4 Export- 
länder und 42 Importländer angehören, läuft 
am 31. Juli 1953 ab. 

Der Weizenrat hat am 13. April 1953 in 
Washington den Export- und Importländern 
den als Anlage beigefügten Entwurf eines Ab- 
kommens zur Revision und Erneuerung des 
Internationalen Weizenabkommens zur An- 
nahme durch die beteiligten Regierungen 
empfohlen. Die Beitrittserklärung muß bis 
zum 15. Juli 1953 bei der amerikanischen Re- 
gierung hinterlegt sein, damit das Abkommen 
auch für die Bundesrepublik mit Wirkung vom 
1. August d. J. in Kraft treten kann. 

Durch das Gesetz vom 12. Juni 1950 (Bun- 
desgcsetzbl. 1950 S. 231) war dem Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Inter- 
nationalen Weizenabkommen vom 23. März 
1949 zugestimmt worden. 


Nach Auffassung des Herrn Bundesministers 
der Justiz und des Auswärtigen Amtes ist für 
das neue Washingtoner Abkommen die soge- 
nannte staatsrechtliche Ratifikation (die bun- 
desgesetzliche Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften) unentbehrlich. 

Die Exportquoten der am Internationalen 
Weizenabkommen beteiligten Lieferländer 
betragen für das laufende Wirtschaftsjahr: 


Australien 

Frankreich 

Canada 

USA 

insgesamt 


2,4 

0,1 


= 15,8 


Millionen Tonnen 
Millionen Tonnen 
6,4 Millionen Tonnen 
6,9 Millionen Tonnen 
Millionen Tonnen. 


Dem stehen Einfuhrquoten der 42 Import- 
länder in gleicher Höhe gegenüber. Die wich- 
tigsten Importländer sind: 


Großbritannien ~ 
Bundesrepublik = 
Indien == 

Italien = 

Benelux 


4.8 Millionen Tonnen 

1.8 Millionen Tonnen 
1,5 Millionen Tonnen 

1.1 Millionen Tonnen 

1.2 Millionen Tonnen. 
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Die seitherigen im Internationalen Weizen- 
a;bkommen festgesetzten Preise betrugen: 
maximum $ 1,80 je bushel. 

Basis Manitoba I Lager Fort Williams = 
$ 66,1 (DM 277,6) je Tonne. 

Auf dieser Basis ergibt sich als Preis fob 
canadische Atlantikhäfen gegenwärtig $ 76,1 
(DM 319,6) je Tonne. 

Für mindere Qualitäten und für Qualitäten 
der übrigen Herkunftsländer gelten entspre- 
chende abgeleitete Preise. 

Der Minimumpreis war gleitend festgesetzt. 
Für das 1. Jahr des Abkommens (1949/50) 
betrug er $ 1,50 je bushel und sank jährlich 
um $ 0,10 auf $ 1,20 je bushel Im gegenwärti- 
gen letzten Laufjahr des Abkommens. Diesem 
letzten Minimumpreis entspricht ein fob-Preis 
canadische Atlantikhäfen von $ 55,5 

(DM 233,1) je Tonne. 

II. 

Der Aufbau des neuen Abkommens ist gegen- 
über dem alten Abkommen im wesentlichen 
unverändert. Die Änderungen gegenüber dem 
bisherigen Abkommen lassen sich etwa wie 
folgt gruppieren: 

a) Rein stilistische Verbesserungen. 

b) Zwangsläufige Änderungen, die sich aus 
der anderen Laufzeit (1953/54 bis 1955/56 
statt bisher 1949/50 bis 1952/53) und der 
dreijährigen statt bisher vierjährigen 
Dauer ergeben, zum anderen zwangs- 
läufige Änderungen aus der Einfügung 
neuer Bestimmungen. 

c) Änderung der Maximum- und Minimum- 
preise in Artikel VI Abs. 1. 

aa) Der neue AJaximumpreis ist auf 205 c 
= $ 75,3 (DM 316,3) einschließlich 
Carrying Charges (Lagerkosten) Ma- 
nitoba I frei Lagerhaus Fort William/ 
Port Arthur festgesetzt worden. Das 
entspricht einem Preis fob canadische 
Atlantikhäfen von $ 83,0 (DM 348,6) 
je Tonne. Da seit Mitte 1951 die Ex- 
portländer durch einseitigen Beschluß 
von den Importländern die Zahlung 
von 6 c je bushel für Carrying Char- 
ges verlangt und erhalten haben, so- 
mit also in den letzten 2 Jahren ein 
Maximumpreis von 186 c gezahlt 
wurde, beträgt die Erhöhung auf 205 c 
rund 10 Vo. 


bb)Der neue Minimumpreis ist für die 
dreijährige Laufzeit des neuen Ab- 
kommens einheitlich auf 155 c je bushel 
= $ 57,0 (DM 239,4) je Tonne ein- 
schließlich Carrying Charges für die 
gleiche Preisparität festgesetzt worden. 
Diesem Minimumpreis entspricht ein 
fob-Preis canadische Atlantikhäfen von 
$ 64,7 (DM 217,7) je Tonne. Gegen- 
über dem seitherigen mittleren Mini- 
mumpreis von 135 c beträgt die Er- 
höhung 14 Vo. 

d) Änderungen der garantierten Mengen der 
einzelnen Import- und Exportländer (An- 
lagen A und B zu Artikel II). 

In dem seitherigen Abkommen hatte die 
Bundesrepublik eine Einfuhrquote von 
1,8 Millionen Tonnen jährlich, die nun- 
mehr auf 1,5 Millionen Tonnen jährlich 
reduziert worden ist, um den handelspoli- 
tischen Bedürfnissen in Zukunft genügend 
Rechnung tragen zu können. Eine Ab- 
nahmeverpflichtung der Importländer be- 
steht nach wie vor lediglich zum Mini- 
mumpreis. 

e) Schärfere Fassung oder Änderung von bis- 
herigen Bestimmungen auf Grund der Er- 
fahrungen mit .dem gegenwärtigen Ab- 
kommen (z. B. Bestimmungen über Carry- 
ing Charges — Lagerkosten, sowie die 
Möglichkeit des Weiterverkaufs von IWA- 
Weizen durch Importländer, wenn der 
Maximumpreis erreicht ist). 

f) Einführung der Möglichkeit der Über- 
tragung von Teilen der garantierten Men- 
gen für ein oder mehrere Jahre auf andere 
Export- oder Importländer. 

g) Schaffung der Möglichkeit, in Streitfällen 
(Artikel XIX) vor der endgültigen Ent- 
scheidung des Weizenrates durch ad hoc 
zu bildende unabhängige Sachverständi- 
gcnausschüssc unabhängigen Rat einzu- 
holen. 

Alle diese erwähnten Änderungen (mit Aus- 
nahme der Änderungen der Preise) stellen 
lediglich Verbesserungen des alten Abkom- 
mens dar, ohne seinen Charakter zu ändern. 

IIL 

Das neue Abkommen vom 13. April 1953 
wurde vorläufig von allen vier Exportländern 
(USA, Canada, Australien und Frankreich) 
sowie von 41 Importländern (mit Ausnahme 
von Großbritannien) unterzeichnet. 
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Am 15. April 1953 hat der britische Eriiäh- 
rungsminlster im Unterhaus erklärt, daß die 
britische Regierung dem Abkommen nicht 
beitreten werde, da sie den vereinbarten Ma- 
ximumpreis von 205 c je bushel gegenüber 
dem von 180 c im bisherigen Abkommen 
(und gegenüber dem in den letzten 2 Jahren 
tatsächlich gezahlten Preis von 186 c) für zu 
hoch halte. Großbritannien Ist der größte 
Weizenimporteur der Welt. Sein Anteil in 
Höhe von 4,8 Millionen Tonnen jährlich war 
30,5 Vo der gesamten Einfuhrmenge innerhalb 


Übersetzung 
104-01 I Spr. 829/53 

Internationaler Weizenrat 

Fortsetzung der adrten Tagung 

2. Februar 1953 
Washington, D. C, 


des Abkommens von 15,8 Millionen Tonnen. 
Das Abkommen kann auch ohne Großbritan- 
nien In Kraft treten, wenn bis zum 15. Juli 
1953 die Beitrittsurkunden der Mitglieds- 
regierungen für je 50 Vo der garantierten Im- 
port- und Exportmengen bei der US-Regie- 
rung in Washington hinterlegt werden. Ob 
Großbritannien bei seinem seitherigen Be- 
schluß verbleibt oder seine ablehnende Hal- 
tung aufgibt und dem Abkommen später 'Bei- 
tritt, ist noch nicht zu übersehen. 


zu 022-05 

Dokument Nr. 8/75 
(Neufassung) 

10. April 1953 


Abkommen zur Revision und Erneuerung des Internationalen 

Weizenabkommens 


Die Signatarregierungen dieses Abkom- 
mens, 

In der Erwägung, daß das am 23. März 
1949 In Washington zur Unterzeichnung auf- 
gelegte Internationale Weizenabkommen ab- 
geschlossen wurde, um die schweren Härten 
zu überwinden, die den Erzeugern und Ver- 
braudiern durch lästige Überschüsse und kri- 
tische Knappheit an Welzen erwachsen, und 

In der Erwägung, daß eine Erneuerung des 
Internationalen Weizenabkommens mit ge- 
wissen Änderungen für einen weiteren Zeit- 
raum erwünscht ist, 

Haben deswegen beschlossen, zu diesem 
Zweck das vorliegende Abkommen zur Revi- 
sion und Erneuerung des Internationalen 
Weizenabkommens zu schließen, und 

Sind wie folgt übereingekommen: 


TEIL I 

Allgemeines 

Artikel I 
Zweck 

Der Zweck dieses Abkommens ist, den Im- 
portländern Weizenlieferungen und den Ex- 
portländern Weizenmärkte zu gerechten und 
stabilen Preisen zu sichern. 

Artikel II 
Definitionen 

1. Für den Zweck dieses Abkommens be- 
deuten: 

„Beratungsausschuß für Preis-Äquivalente“ 
den Ausschluß, der gemäß Artikel XV einge- 
setzt wird. 
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„Bushel“ bedeutet 60 engl. Pfund zu 16 
Unzen. 

„Vcrwaltungsgcbühren“ bedeutet die Un- 
kosten, die für Lagerung, Zinsen und Ver- 
sicherung bei der Lagerhaltung von Weizen 
entstehen. 

„C. de f.“ bedeutet Kosten und Fracht. 

„Rat“ bedeutet den Internationalen Wei- 
zenrat, der auf Grund des Artikels XIII ge- 
bildet wird. 

„Erntejahr“ bedeutet die Zeit vom 1. Au- 
gust — 31. Juli mit der Ausnahme, daß in 
Artikel VII in Bezug auf Australien die Zeit 
vom 1. Dezember — 30. November und in 
Bezug auf die USA die Zeit vom. 1. Juli — 
30. Juni gemeint Ist. 

„Exekutiv- Ausschuß“ bedeutet den Aus- 
schuß, der gemäß Artikel XIV aufgestellt 
wird. 

„Exportland“ bedeutet je nach dem Zu- 
sammenhang entweder 

1. die Regierung eines Landes, das in der An- 
lage B zum Artikel III aufgeführt ist und 
dieses Abkommen angenommen hat oder 
Ihm zustimmt und sich nicht davon zurück- 
gezogen hat, oder 

2. das Land selbst und die Gebiete, auf die 
die Rechte und Pflichten seiner Regierung 
nach Maßgabe dieses Abkommens Anwen- 
dung finden. 

„F. a. q.“ bedeutet gute Durchschnittsqua- 
lität. 

„F. o. b.“ bedeutet frei an Bord seegehen- 
der Schiffe. 

„Garantierte Menge“ bedeutet in Verbin- 
dung mit einem importierenden Lande des- 
sen garantierte Ankäufe für das Erntejahr 
und In' Verbindung mit einem exportieren- 
den Lande dessen garantierte Verkäufe für 
ein Erntejahr. 

„Importland“ bedeutet je nach dem Zu- 
sammenhang entweder 

1. die Regierung eines Landes, das in Anla- 
ge A zum Artikel III aufgeführt ist und das 
dieses Abkommen angenommen oder sich 
damit einverstanden erklärt hat und sich 
nicht davon zurückgezogen hat, oder 

2. das Land selbst und die Gebiete, auf die 
die Rechte und Pflichten seiner Regierung 
nach Maßgabe dieses Abkommens Anwen- 
dung finden. 


„Verkaufs-Unkosten“ bedeutet alle übli- 
chen Unkosten, die bei der Beschaffung, dem 
Verkauf, der Charter und dem Versand ent- 
standen sind. 

„Metrische Tonne“ bedeutet 36.7431 
Busheis. 

„Weizen alter Ernte“ bedeutet Weizen, 
der länger als zwei Monate vor Beginn des 
laufenden Erntejahres des betreffenden Ex- 
portlandes geerntet wurde. 

„Gebiet“ in Verbindung mit einem^ Ex- 
port- oder Importland deckt jedes Gebiet, in 
dem die Rechte, und Pflichten gemäß diesem 
Abkommen von der Regierung dieses Landes 
gemäß Artikel Xill angewendet werden. 

„Transaktion“ bedeutet den Verkauf für 
den Import in ein Importland von expor- 
tiertem Weizen oder soldiem, der von einem 
Exportland exportiert werden soll, oder die 
Menge des Weizens, der auf diese Weise ver- 
kauft wurde, wie es der Zusammenhang er- 
fordert. In den Fällen, in denen in diesem 
Abkommen auf eine Transaktion zwisdicn 
einem Exportland und einem Importland Be- 
zug genommen wird, soll dabei verstanden 
sein, daß nidit nur Transaktionen zwischen 
der Regierung eines Importlandes und der 
Regierung eines Exportlandes gemeint sind, 
sondern auch Transaktionen zwischen Privat- 
händlern und Transaktionen zwischen einem 
Privathändler und der Regierung eines Export- 
oder Importlandes. In dieser Definition soll 
unter dem Wort „Regierung“ die Regierung 
Irgendeines Gebietes verstanden werden, in 
dem die Rechte und Pflichten irgendeiner 
Regierung, die dieses Abkommen gemäß Ar- 
tikel XXIII angenommen oder ihm zuge- 
stimmt hat, Anwendung finden. 

„Nichterfüllte garantierte Menge“ bedeu- 
tet im Falle eines Exportlandes die Differenz 
zwischen den Mengen, die in den Akten des 
Rats gemäß Artikel IV In Bezug auf das be- 
treffende Land für ein Erntejahr eingetragen 
sind, und seinen garantierten Verkäufen für 
jenes Erntejahr, bzw. im Falle eines Import- 
landes die Differenz zwischen den Mengen, 
die in den Akten des Rats gemäß Artikel IV 
in Bezug auf das betreffende Land für ein 
Erntejahr eingetragen sind, und demjenigen 
Teil seiner garantierten Käufe für jenes Ern- 
tejahr, zu dessen Ankauf es im Hinblick auf 
Artikel III Ziffer 9 zur in Betracht kom- 
menden Zeit berechtigt ist. 

„Welzen“ bedeutet Weizengctrelde und, 
ausgenommen im Artikel VI, Weizenmehl. 
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2. 72 Gewiditseinheiten Weizenmehl sol- 
len 100 Gewichtseinheiten Weizengetreide 
entsprechen in allen Berechnungen, die sich 
auf die garantierten Einkäufe oder garantier- 
ten Verkäufe beziehen, es sei denn, daß der 
Rat anderweitig entscheidet. 


TEIL II 

Rechte und Pflichten 
Artikel III 

Garantierte Käufe und garantierte Verkäufe 

1. Die Weizenmengen, die in der Anlage A 
zu diesem Artikel für jedes Importland auf- 
geführt sind, stellen, vorbehaltlich irgendwel- 
cher Erhöhung oder Ermäßigung, die gemäß 
den Bestimmungen des Teils III dieses Ab- 
kommens eintritt, die garantierten Käufe 
jenes Landes für jedes der drei Erntejahre, 
die dieses Abkommen umfaßt, dar. 

2. Die Weizenmengen, die in der Anlage B 
zu diesem Artikel für jedes Exportland auf- 
geführt sind, stellen, vorbehaltlidi irgendwel- 
dier Erhöhung oder Ermäßigung, die gemäß 
den Bestimmungen des Teils III dieses Ab- 
kommens eintritt, die garantierten Verkäufe 
jenes Landes für jedes der drei Erntejahre, 
die dieses Abkommen umfaßt, dar. 

3. Die garantierten Ankäufe eines Import- 
landes stellen die Höchstmenge Weizen dar, 
zu denen, vorbehaltlich des Abzugs der Höhe 
der Transaktion, die in den Akten des Rats 
gemäß Artikel IV gegen jene garantierten 
Käufe eingetragen ist, 

(a) das Importland von dem Rat gemäß Ar- 
tikel V aufgefordert werden kann, von 
dem Exportland zu Preisen zu kaufen, die 
mit den Mindestpreisen, die in Artikel VI 
spezifiziert oder festgelegt sind, überein- 
stimmen oder 

(b) die Exportländer vom Rat aufgefordert 
werden können, gemäß Artikel V jenem 
Importland zu Preisen zu verkaufen, die 
mit den Höchstpreisen, die It. Artikel VI 
spezifiziert oder festgelegt worden sind, 
übereinstimmen. 

4. Die garantierten Verkäufe eines Export- 
landes stellen die HÖdist-Weizenmenge dar, 
Zu denen, vorbehaltlich des Abzugs der Höhe 
der Transaktion, die in den Akten des Rats 


gemäß Artikel IV gegen jene garantierten 
Verkäufe eingetragen ist, 

(a) das Exportland vom Rat aufgefordert 
werden kann — wie im Artikel V vorge- 
sehen ist — , an die Importländer zu Prei- 
sen zu verkaufen, die mit den Höchst- 
preisen, die im Artikel VI spezifiziert oder 
festgelegt sind, übereinstimmen oder 

(b) die Importländer vom Rat aufgefordert 
werden könen — wie im Artikel V vor- 
gesehen — , von jenem Exportland zu 
Preisen zu kaufen, die mit den Mindest- 
preisen, die Im Artikel VI spezifiziert 
oder festgelegt sind, übereinstimmen. 

5. Wenn ein Importland In der Ausübung 
seiner Rechte auf Schwierigkeiten stößt, seine 
unerfüllte garantierte Menge zu Preisen zu 
kaufen, die mit den Höchstpreisen, die im Ar- 
tikel VI spezifiziert oder festgelegt sind, über- 
einstimmen, oder wenn ein Exportland auf 
Schwierigkeiten stößt, seine Rechte auszu- 
üben, seine unerfüllte garantierte Menge zu 
Preisen zu verkaufen, die mit den auf diese 
Weise spezifizierten oder festgelegten Min- 
destpreisen übereinstimmen, kann es auf das 
Verfahren gemäß Artikel V zurückgreifen. 

6. Exportländer sind nicht verpflichtet, ir- 
gendwelchen Welzen auf Grund dieses Ab- 
kommens zu verkaufen, es sei denn, daß sie 
aufgefordert werden, dies zu Preisen zu tun, 
wie es im Artikel V vorgesehen Ist, die mit 
den auf Grund des Artikels VI spezifizierten 
oder festgelegten Höchstpreisen übereinstim- 
men. Importländer sind nicht verpflichtet, 
Weizen auf Grund dieses Abkommens zu 
kaufen, es sei denn, daß sie aufgefordert wer- 
den, dies zu Preisen zu tun, wie es Im Arti- 
kel V vorgesehen ist, die mit den auf Grund 
des Artikels VI spezifizierten oder festgeleg- 
ten Mindestpreisen übereinstimmen. 

7. Die Menge Weizenmehl — falls über- 
haupt eine In Frage kommt — , die vom Ex- 
portland geliefert werden muß und vom 
Importland gegen seine entsprechenden ga- 
rantierten Mengen angenommen wird, muß 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti- 
kels V durch Übereinkommen zwischen dem 
Käufer und dem Verkäufer bei Jeder Trans- 
aktion festgelegt werden. 

8. Export- und Importländer sollen ihre 
garantierten Mengen durch private Handels- 
kanäle oder anderweitig In freier Weise er- 
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füllen. In diesem Abkommen soll nichts so 
ausgelegt werden, daß irgendwelche Privat- 
h'ändler von irgendwelchen Gesetzen oder 
Bestimmungen, denen sie sonst unterliegen, 
befreit werden. 


9. Ohne Erlaubnis des Rats darf kein Im- 
portland auf Grund dieses Abkommens mehr 
als 90 ®/o seiner für irgendein Erntejahr ga- 
rantierten Mengen vor dem 28. Februar des 
betreffenden Erntejahres kaufen. 


Dokument Nr. 8/75 
(Neufassung) 

Anlage A zu Artikel III 


Garantierte Käufe 


Erntejahr 

1. 8. bis 31. 7. 

1953/54 

1954/55 

1955/56 

Äpuivalent in 

Busheis pro Erntejahr 



in lOOO metrischen Tonnen 


Österreich 

250 

250 

250 

9 185 927 

Belgien 

615 

615 

615 

22 597 382 

Bolivien 

95 

95 

95 

3 490 652 

Brasilien 

360 

360 

360 

13 227 736 

Ceylon 

255 

255 

235 

9 369 646 

Kostarika 

35 

35 

35 

1 286 030 

Kuba 

202 

202 

202 

7 422 229 

Dänemark 

50 

50 

50 

1 837 185 

Dominik. Rep. 

26 

26 

26 

955 336 

Ecuador 

35 

35 

35 

1 286 030 

Ägypten 

400 

400 

400 

14 697 484 

El Salvador 

20 

20 

20 

734 874 

Deutschland 

1 500 

1 500 

1 500 

55 115 565 

Griechenland 

350 

350 

350 

12 860 299 

Guatemala 

25 

25 

25 

918 593 

Haiti 

45 

45 

45 

1 653 467 

Republik Honduras 

15 

15 

15 

551 156 

Island 

11 

11 

11 

404 181 

Indien 

1 500 

1 500 

1 500 

55 115 565 

Indonesien 

142 

142 

142 

5 217 607 

Irland 

275 

275 

275 

10 104 520 

Israel 

215 

215 

215 

7 899 898 

Italien 

850 

850 

850 

31 232 154 

Japan 

1 000 

1 000 

1 000 

36 743 710 

Libanon 

75 

75 

75 

2 755 778 

Liberia 

2 

2 

2 

73 487 

Mexiko 

415 

415 

415 

15 248 640 

Niederlande 

675 

675 

675 

24 802 004 

Neuseeland 

160 

160 

160 

5 878 994 

Nikaragua 

10 

10 

10 

367 437 

Norwegen 

230 

230 

230 

8 451 053 

Panama 

20 

20 

20 

734 874 

Peru 

185 

185 

185 

6 ' 97 586 

Philippinen 

236 

236 

236 

8 671 515 

Portugal 

175 

175 

175 

6 430 1 49 

Saudi-Arabien 

60 

60 

60 

2 204 623 

Spanien 

145 

145 

145 

5 327 838 

Schweden 

25 

25 

25 

918 593 

Schweiz 

215 

215 

215 

7 899 898 

Südafrikanische LFnion 

320 

320 

320 

11 757 987 

UK 

4 819 

4 819 

4 819 

177 067 939 

Venezuela 

170 

170 

170 

6 246 431 

Insgesamt (42 Länder) 

16 208 

16 208 

16 208 

595 542 052 
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Anlage B zu Artikel III 


Garantierte Verkäufe 


Erntejahr 

1. 8. - 31. 7. 

1953/54 

1954/55 

1955/56 

Äquivalent in 

Busheis pro Erntejahr 



in 1000 metrischen Tonnen 


Australien*) 

2 041 

2 041 

2 041 

75 000 000 

Kanada 

6 804 

6 804 

6 804 

250 000 000 

Frankreich 

10 

10 

10 

367 437 

USA 

7 353 

7 353 

7 353 

270 174 615 

Insgesamt 

16 208 

16 208 

16 208 

595 542 052 


*) Für den Fall, daß Australien die Bestimmungen des Artikels X infolge Mißernte geltend macht, wird 
anerkannt, daß gewisse Märkte infolge ihrer geographisdien Lage für die Belieferung ihres Bedarfs an 
Weizengetreide und Weizenmehl herkömmlicherweise von Australien abhängen. Die Notwendigkeit, 
diesen Bedarf zu decken, ist einer der Faktoren, die vom Rat bei der Feststellung der Fähigkeit Austra- 
liens, seine garantierten Verkäufe gemäß diesem Abkommen zu liefern, berücksichtigt werden müssen. 


Artikel IV 

Registrierung von Transaktionen gegen 
die garantierten Mengen 

1. Der Rat soll für jedes Erntejahr Listen 
führen über diejenigen Transaktionen und 
Teiltransaktionen in Weizen, die einen Teil 
der garantierten Mengen gemäß Anlagen A 
und B zum Artikel III bilden. 

2. Eine Transaktion oder eine Teiltrans- 
aktion in Weizengetreide zwischen einem Ex- 
port- und einem Importland muß in den 
Akten des Rats gegen die garantierten Men- 
gen dieser Länder für das Erntejahr aufge- 
rechnet werden 

(a) vorausgesetzt, daß 1) sie zu einem Preis 
geliefert wurden, der weder höher ist als 
der Höchstpreis noch niedriger als der 
Mindestpreis, der auf Grund des Arti- 
kels VI für das betreffende Erntejahr 
spezifiziert oder festgesetzt worden ist, 
und daß 2) das Import- und das Exnort- 
land nicht übereingekommen sind, daß es 
nicht gegen ihre garantierten Mengen ver- 
bucht wird, und 

(b) in dem Umfang als 1) beide, das betref- 
fende Export- und Importland, uner- 
füllte garantierte Mengen für das be- 


treffende Erntejahr haben, und 2) die 
Verladezeit, die in der Transaktion spezi- 
fiziert wird, in dieses Erntejahr fällt. 

3. Eine Transaktion oder Teiltransaktion, 
die den An- und Verkauf von Weizen zum 
Gegenstände hat, kommt für die Eintragung 
in die Akten des Rats unter Anrechnung auf 
die garantierten Mengen der beteiligten Ex- 
port- und Importländer zu den in diesem 
Artikel angegebenen Bedingungen in Betracht, 
auch wenn die Transaktion vor Niederlegung 
der dieses Abkommen betreffenden Ratifi- 
kationsurkunde durch eines oder beide dieser 
Länder abgeschlossen wurde. 

4. Wenn ein Handelskontrakt oder ein Re- 
gierungsvertrag über den Verkauf oder Kauf 
von Weizenmehl die Angaben enthält oder 
wenn das betreffende Export- und Import- 
land den Rat benachrichtigen, daß sie über- 
eingekommen sind, daß der Preis derartigen 
Weizenmehls in Übereinstimmung mit den 
Preisen ist, die auf Grund des Artikels VI 
spezifiziert oder festgelcgt wurden, muß das 
Weizengetreide-Äquivalent für dieses Wei- 
zenmehl, das den Bedingungen in (a) 1) und 
(b) des Absatzes 2 dieses Artikels unterliegt, in 
den Akten des Rats gegen die garantierten 
Mengen jener Länder eingetragen werden. 
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Wenn der Handelskontrakt oder Regierungs- 
vertrag eine derartige Angabe, wie sie soeben 
erwähnt wurde, nicht enthält und das be- 
treffende Export- und Importland nicht über- 
einstimmen, daß der Preis des Weizenmehls 
den Preisen, die gemäß Artikel VI spezifi- 
ziert oder festgelegt wurden, entspricht, kann 
jedes dieser Länder den Rat ersuchen, eine 
Entscheidung hierüber zu treffen, es sei denn, 
daß sie übereingekommen sind, daß das Wei- 
zengetreide-Äquivalent für jenes Weizen- 
mehl nicht In den Akten des Rats gegen ihre 
garantierten Mengen eingetragen werden soll. 
Sollte der Rat bei der Behandlung eines der- 
artigen Ersuchens entscheiden, daß der Preis 
von solchem Weizenmehl mit den Preisen, die 
auf Grund des Artikels VI spezifiziert oder 
festgelegt worden sind, übereinstimmt, soll 
das Weizengetreide-Äquivalent des Weizen- 
mehls gegen die garantierten Mengen der be- 
treffenden Export- und Importländer einge- 
tragen werden, vorbehaltlich der Bedingun- 
gen, die in (b) des Absatzes 2 dieses Artikels 
vorgcschricben sind. Sollte der Rat bei der 
Behandlung eines derartigen Ersuchens ent- 
scheiden, daß der Preis derartigen Weizen- 
mehls mit den Preisen, die It. Artikel VI spezi- 
fiziert oder festgelegt sind, nicht übereln- 
stinimt, so darf das Weizengetreide-Äquiva- 
lent des Weizenmehls nicht so registriert 
werden. 

5. Bei Vorliegen der in Absatz 2 bzw. 4 
dieses Artikels bestimmten Voraussetzungen 
— mit Ausnahme der in Absatz 2 (b) 2) ge- 
nannten — kann der Rat genehmigen, daß 
Transaktionen unter Anrechnung auf die 
für ein Erntejahr garantierten Mengen 
eingetragen werden, wenn a) die durch 
die Transaktion bestimmte Verladefrist in- 
nerhalb eines angemessenen, vom Rat zu be- 
stimmenden Zeitraums von bis zu einem Mo- 
nat vor Beginn oder nach Ende des betreffen- 
den Erntejahres liegt, und wenn b) das Ex- 
port- und das Importland, die dabei in Be- 
tracht kommen, damit einverstanden sind. 

6. Der Rat soll in Übereinstimmung mit den 
folgenden Bestimmungen über Meldungs- und 
Eintragungswesen für Transaktionen, die 
einen Teil der garantierten Mengen bilden, 
Verfahrensregeln vorschreiben: 

(a) Eine Transaktion oder eine Teiltrans- 
aktion zwischen einem Exportland und 
einem Importland, die auf Grund des 
Abs. 2, 3 oder 4 dieses Artikels einen 
Teil der garantierten Mengen jener Länder 
darstellt, muß dem Rat Innerhalb des 


Zeitraums und in solchen Einzelheiten von 
einem oder beiden dieser Länder gemeldet 
werden, wie der Rat sie in seinen Ver- 
fahrensregeln festlegen wird. 

(b) Jede Transaktion oder Teiltransaktion, 
die gemäß den Bestimmungen des Unter- 
abschnitts (a) gemeldet wird, muß in die 
Akten des Rats gegen die garantierten 
Mengen des Exportlandes und des Im- 
portlandes, zwischen welchen diese Trans- 
aktiongetätigt wurde, eingetragen werden. 

(c) Die Reihenfolge, in der Transaktionen 
oder Teiltransaktionen in den Büchern des 
Rats gegen die garantierten Mengen ein- 
getragen werden müssen, muß vom Rat 
in seinen Verfahrensregeln vorgeschrieben 
werden. 

(d) Der Rat wird innerhalb einer Zeit, die in 
seinen Verfahrensregeln vorgeschrieben 
wird, jedes Exportland und Importland 
über die Eintragung irgendeiner Trans- 
aktion oder Teiltransaktion in die Akten 
des Rats gegen die garantierten Mengen 
benachrichtigen. 

(e) Wenn innerhalb eines Zeitraums, der von 
dem Rat in seinen Verfahrensregeln vor- 
geschricben wird, das betreffende Import- 
land oder Exportland Einwendungen in 
bezug auf die Eintragung einer Trans- 
aktion oder Teiltransaktion in den Akten 
des Rats gegen die garantierte Menge 
macht, soll der Rat die Angelegenheit 
untersuchen und, wenn er entscheidet, daß 
die Einwendungen wohlbegründet sind, die 
Akten entsprechend abändern. 

(f) Wenn irgendein Export- oder Import- 
land es für wahrscheinlich hält, daß die 
volle Welzenmenge, die bereits in den 
Akten des Rats gegen die garantierten 
Mengen für das betreffende Erntejahr 
eingetragen ist, nicht Innerhalb jenes 
Erntejahres zur Verladung kommt, kann 
das Land den Rat ersuchen, die entspre- 
chenden Mengen, die in den Akten einge- 
tragen sind, herabzusetzen. Der Rat wird 
die Angelegenheit beraten und, wenn er 
entscheidet, daß das Ersuchen gerecht- 
fertigt ist, seine Eintragung entsprechend 
abändern. 

(g) Jeder Weizen, der von einem Importland 
aus einem Exportland gekauft und an 
ein anderes Importland weiterverkauft 
wurde, kann auf Grund einer Überein- 
kunft der betreffenden Importländer 
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gegen die unerfüllten garantierten Käufe 
des Importlandes, an welches der Weizen 
in letzter Instanz verkauft worden ist, 
eingetragen werden, vorausgesetzt, daß 
eine entsprediende Reduzierung der Menge 
vorgenommen wird, die gegen die garan- 
tierten Käufe des ersten Importlandes 
eingetragen ist. 

(h) Der Rat muß allen Export- und Import- 
ländern wöchentlich oder in Zwischen- 
räumen, die der Rat in seinen Verfahrens- 
regeln vorschreiben wird, eine Aufstellung 
über die Mengen senden, die in seinen Ak- 
ten gegen die garantierten Mengen ein- 
getragen sind. 

(i) Der Rat muß alle Export- und Import- 
länder sofort benachrichtigen, wenn die 
garantierten Mengen irgendeines Export- 
oder Importlandes für irgendein Ernte- 
jahr erfüllt sind. 

7. Jedem Exportland und jedem Import- 
land kann in der Erfüllung seiner garantier- 
ten Menge ein Grad von Toleranz, der vom 
Rat für das Land auf Grund seiner garantier- 
ten Menge und anderer in Betracht kommen- 
der Faktoren vorgesdiridben wird, gestattet 
werden. 

Artikel V 
Wahrung der Redite 

1. (a) Jedes Importland, welches auf Schwie- 
rigkeiten beim Ankauf seiner unerfüll- 
ten garantierten Mengen für irgendein 
Erntejahr zu Preisen, die mit den 
Höchstpreisen, die auf Grund des Ar- 
tikels VI spezifiziert oder festgelegt 
wurden, stößt, kann die Hilfe des Rates 
verlangen, um die gewünschten An- 
käufe zu tätigen. 

(b) Innerhalb drei Tagen nach Eingang 
eines Ersuchens, wie in (a) dargestellt, 
soll der Sekretär des Rates jene Export- 
länder, die unerfüllte garantierte Men- 
gen für das betreffende Erntejahr haben, 
über die Höhe der unerfüllten garan- 
tierten Mengen des Importlandes, wel- 
ches das Ersuchen um die Hilfe des 
Rates gestellt hat, benachrichtigen und 
sie auffordern, Weizen zu Preisen, die 
mit den Höchstpreisen, die auf Grund 
des Artikels VI spezifiziert oder fest- 
gelegt wurden, zum Verkauf anzu- 
bieten. 


(c) Wenn Innerhalb 14 Tagen nach erfolg- 
ter Benachrichtigung durch den Rats- 
Sekretär gemäß (b) die ganze unerfüllte 
garantierte Menge des 'betreffenden Im- 
portlandes oder solcher Teile davon, 
wie sie dem Rat zu dem Zeitpunkt, an 
dem das Ersuchen gestellt wurde, als 
vernünftig erscheinen, nicht zum Ver- 
kauf angeboren worden sind, soll der 
Rat so bald wie möglich entscheiden: 

1) über die Mengen 
und auf Ersuchen 

2) über die Qualität und den Grad 
von Weizengetreide und/oder Wei- 
zenmehl, das eines der Exportländer 
zum Verkauf an das betreffende Im- 
portland für Verladung während des 
dafür in Frage kommenden Ernte- 
jahres oder innerhalb eines vom Rat 
gegebenenfalls bestimmten späteren 
Zeitraumes, der einen Monat nicht 
übersteigt, anzubieten hat. 

Der Rat entscheidet über die vor- 
stehend unter 1) und 2) auf geführten 
Punkte, nachdem er auf entsprechen- 
des Ersuchen die Zusicherung erhalten 
hat, daß das Weizengetreide oder das 
Weizenmehl für den Verbrauch im 
Importland oder für den normalen 
oder traditionellen Handel benutzt 
werden soll; bei seiner Entscheidung 
hat der Rat auch alle etwaigen Um- 
stände zu berücksichtigen, welche die 
Export- und die Importländer gel- 
tend machen, unter anderem bezüg- 
lich des Weizenmehlanteils: 

3) die Industrieprogramme eines Landes 
und 

4) das normale traditionelle Volumen 
und Verhältnis der Importe von 
Weizenmehl und Welzengetrelde so- 
wie die Qualität und den Grad des 
'Veizenmehls und Weizengetreides 
die von dem betreffenden Import- 
land eingeführt werden. 

(d) Jedes Exportland, das durch die Ent- 
scheidung des Rates gemäß Absatz (c) 
aufgefordert wurde, Mjengen von Wei- 
zengetreide und/oder Weizenmehl zum 
Verkauf an das Importland anzubieten, 
soll Innerhalb 30 Tagen vom Tage 
einer solchen Entscheidung an einem 
solchen Importland jene Menge zum 
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Verkauf für Verladung während des 
nach (c) in Betracht kommenden Zeit- 
raums zu Preisen anbieten, die mit den 
Höchstpreisen, die auf Grund des Ar- 
tikels VI spezifiziert oder festgelegt 
wurden, übereinstimmen, es sei denn, 
daß jene Lander untereinander andere 
Abkommen zu denselben Bedingungen in 
bezug auf die Währung, in der die Zah- 
lung zu machen ist und wie sie im all- 
gemeinen zwischen ihnen zu der Zeit 
üblich ist, treffen. Wenn bisher keine 
Handelsbeziehungen zwischen dem be- 
treffenden Exportland und dem Import- 
land bestanden haben, und wenn diese 
Länder über die Währung, in der die 
Zahlung zu machen ist, kein Überein- 
kommen erzielen können, soll der Rat 
darüber entscheiden. 

(e) Im Falle einer Meinungsverschiedenheit 
zwischen einem Export- und einem 
Importland über die Menge Weizen- 
mehl, die in einer bestimmten Trans- 
aktion, die in Erfüllung der Entschei- 
dung des Rats gemäß (c) zu tätigen ist, 
enthalten sein soll, oder in bezug auf 
das Verhältnis des Preises solchen Wei- 
zenmehls zu den Höchstpreisen für 
Weizengetreide, wie sie auf Grund des 
Artikels VI spezifiziert oder festgelegt 
sind, oder über die Bedingungen, zu 
welchen das Weizengetreide und/oder 
Weizenmehl gekauft oder verkauft 
werden soll, soll die Angelegenheit dem 
Rat zur Entscheidung vorgelegt werden. 

2. (a) jedes Exportland, welches auf Schwie- 
rigkeiten stößt beim Verkauf seiner 
unerfüllten Mengen für irgendein 
Erntejahr zu Preisen, die mit den Min- 
destpreisen, wie sie auf Grund des Ar- 
tikels VI spezifiziert oder festgelegt 
sind, übereinstimmen, kann die Hilfe 
des Rates verlangen, um die gewünsch- 
ten Verkäufe zu tätigen. 

(b) Innerhalb drei Tagen nach Erhalt eines 
unter (a) erwähnten Ersuchens soll der 
Sekretär des Rates jene Importländer, 
die unerfüllte garantierte Mengen für 
das betreffende Erntejahr haben, über 
die Höhe der unerfüllten garantierten 
Mengen des Exportlandes, welches um 
die Hilfe des Rates ersucht hat, benach- 
richtigen und sie auffordern, Weizen 
zu Preisen zu kaufen, die mit den Min- 
destpreisen, die auf Grund des Ar- 


tikels VI spezifiziert oder festgelegt 
wurden, übereinstimmen. 

(c) Wenn innerhalb 14 Tagen nach Be- 
nachrichtigung durch den Sekretär des 
Rates auf Grund von (b) die ganze un- 
erfüllte garantierte Menge des betref- 
fenden Exportlandes oder Teile davon, 
die nach Auffassung des Rates zu der 
Zeit, in der das Ersuchen gestellt 
wurde, vernünftig erscheinen, nicht ge- 
kauft wurde, soll der Rat so bald wie 
möglich entscheiden: 

1) über die Mengen 
und auf Ersuchen 

2) über die Qualität und den Grad 
von Weizengetreide und/oder Wei- 
zenmehl, das eines der Importländer 
sich zu erbieten hat, von dem be- 
treffenden Exportland für Verladung 
während des dafür in Frage kom- 
menden Erntejahres oder innerhalb 
eines vom Rat gegebenenfalls be- 
stimmten späteren Zeitraumes, der 
einen Monat nicht übersteigt, zu 
kaufen. 

Bei seiner Entscheidung über die 
vorstehenden Punkte 1) und 2) soll 
der Rat alle Umstände in Betracht 
ziehen, welche die Export- und Im- 
portländer gegebenenfalls geltend 
madien, und zwar hinsichtlich des 
Verhältnissatzes von Weizenmehl 
unter Berücksichtigung 

3) der Industrieprogramme irgendeines 
Landes und 

4) des herkömmlicherweise normalen 
Umfangs und Verhältnisses der Wei- 
zenmehl- und Weizengetreideeinfuhr 
sowie der Qualität und des Grades 
des von den betreffenden Import- 
ländern eingeführten Weizenmehls 
und Weizengetreides. 

(d) Jedes Importland, das auf Grund der 
Rats-Entscheidung gemäß (c) aufgefor- 
dert wurde, Mengen von Weizen- 
getreide und/oder Weizenmehl von 
dem Exportland zu kaufen, soll inner- 
halb von 30 Tagen vom Tage jener 
Entscheidung sich erbieten, jene Men- 
gen von solchem Exportland für die 
Verladung innerhalb des unter (c) be- 
stimmten Zeitraums zu kaufen zu 
Preisen, die mit den Mindestpreisen, 
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die auf Grund des Artikels VI spezifi- 
ziert oder festgelcgt wurden, überein- 
stimmen, cs sei denn, daß jene Länder 
ein anderweitiges Übereinkommen über 
die gleichen Bedingungen bezüglich der 
Währung, in welcher die Zahlung zu 
leisten ist, treffen, wie sie üblicher- 
weise zu jener Zeit zwischen ihnen 
existierten. Wenn bisher keine Han- 
delsbeziehungen zwischen dem betref- 
fenden Export- und Importland be- 
standen haben und wenn jene Lander 
kein Übereinkommen über die Wäh- 
rung, in der die Zahlung zu leisterr ist, 
erzielen können, soll der Rat die An- 
gelegenheit entscheiden. 

(e) Im Falle einer Meinungsverschiedenheit 
zwischen einem Exportland und einem 
Importland über die Menge Weizen- 
mehl, die in einer bestimmten Trans- 
aktion, die auf Grund der Rats-Ent- 
scheidung gemäß (c) zu tätigen ist, ent- 
halten sein soll, oder über das Verhält- 
nis des Preises solchen Weizenmehls zu 
den Mindestpreisen von Weizen- 
getreide, die auf Grund des Artikels VI 
spezifiziert oder festgelegt wurden, oder 
über die Bedingungen, unter denen das 
Weizengetreide und/oder Weizenmehl 
gekauft werden soll, soll die Angelegen- 
heit dem Rat zur Entscheidung vor- 
gelegt werden, 

3. Im Sinne dieses Artikels gilt Port Chur- 
chill nicht als Verladehafen. 


Artikel VI 
Preise 

l.(a)Die Mindest- und Höchstgrundpreise 
für die Dauer dieses Abkommens sollen 
wie folgt sein: 

Mindestpreis Dollar 1.55 
Höchstpreis Dollar 2.05 

Kanadische Währung per bushel in der 
Parität für den kanadischen Dollar, wie 
sie für die Zwecke des internationalen 
Währungsfonds vom 1. März 1949 für 
Nr. 1 Manitoba Nordwelzen, lose in 
Fort William/Port Arthur gelagert, fest- 
gesetzt wurde. Die Höchst- und Min- 
destgrundpreise und die Äquivalente 
hiervon, auf die nachstehend Bezug ge- 
nommen wird, sollen solche Verwal- 


tungsgebühren und Y erkaufsunkosten, 
wie sie zwischen den' Käufer und dem 
Verkäufer verabredet sind, nicht ent- 
halten. 

(b) Zwischen dem Käufer und dem Ver- 
käufer vereinbarte Verwaltungsgebüh- 
ren erwachsen für Rechnung des Käu- 
fers erst nach einem Zeitpunkt, der in 
dem Vertrag bestimmt Ist, auf Grund 
dessen der Welzen verkauft wird. 

2, Die Äquivalent-Höchstpreise für losen Wei- 
zen für; 

(a) Nr. 1 Manitoba Nordweizen, gelagert 
In Vancouver, soll der Höchstpreis für 
Nr. 1 Manitoba Nordweizen, lose ge- 
lagert in Fort William/Port Arthur, 
wie in Absatz 1 dieses Artikels ausge- 
führt, sein; 

(b) Nr. 1 Manitoba Nordweizen fob Port 
Churchill, Manitoba, soll der dem c. 
f.-Preis im Bestimmungslande entspre- 
chende Preis vom Höchstpreise für Nr, 1 
Manitoba Nordwelzen, lose gelagert, in 
Fort William/Port Arthur, wie in Ab- 
satz 1 dieses Artikels spezifiziert Ist, 
sein, der unter Benutzung der jeweiligen 
Transportkosten und Umrechnungskurse 
errechnet wird; 

(c) f.a.q.-Weizen, gelagert in australischen 
Ozeanhäfen, soll der Höchstpreis für 
Nr. 1 Manitoba Nordweizen, lose ge- 
lagert, in Fort William/Port Arthur, 
wie in Absatz 1 dieses Artikels spezi- 
fiziert, unter Umrechnung in australische 
Währung zum jeweilig geltenden Um- 
rechnungskurs sein; 

(d) Musterweizen von Frankreich (natür- 
liches Mindestgewicht 76 kg per hl. Min- 
deste! weißgehalt 10 Prozent, Höchst- 
gehalt an Verunreinigungen und Feuch- 
tigkeit 2 Prozent bzw. 15 Prozent), ge- 
lagert In französischen Häfen, soll der 
Höchstpreis für Nr. 1 Manitoba Nord- 
weizen, lose gelagert. In Fort William/ 
Port Arthur, wie In Absatz 1 dieses 
Artikels spezifiziert ist, unter Umrech- 
nung in französische Währung zum je- 
weilig geltenden Umrechnungskurs sein; 

(e) Nr. 1 harter Winterweizen fob Golf/ 
atlantische Häfen der USA soll der 
Preis sein, der äquivalent mit dem c. 
& f.-Preis im Bestimmungsland des 
Höchstpreises für Nr. 1 Manitoba 
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Nordweizen, lose gelagert, In Fort 
William/Port Arthur, wie in Absatz 1 
dieses Artikels spezifiziert ist, errechnet 
unter Benutzung der jeweils geltenden 
Transportkosten und Umrechnungskurse 
unter Vergütung für Qualitätsabwei- 
chung, wie sie zwischen dem betreffen- 
den Export- und Importland vereinbart 
sein mögen; und 

(f) Nr. 1 weißer weicher Weizen oder Nr. 1 
harter Winterweizen, gelagert in pazi- 
fischen Häfen der USA, soll sein der 
Höchstpreis für Nr. 1 Manitoba Nord- 
weizen, lose In Fort William/Port Ar- 
thur gelagert, wie In Absatz 1 dieses Ar- 
tikels spezifiziert, und errechnet unter 
Benutzung der jeweils geltenden Wech- 
selkurse und unter Vergütung für die 
Qualitätsabweichungen, wie sie zwi- 
schen dem betreffenden Import- und 
Exportland vereinbart sein mögen. 

3. Der Äquivalent-Mindestpreis für losen Wei- 
zen für 

(a) Nr. 1 Manitoba Nordweizen fob Van- 
couver, 

(b) Nr. 1 Manitoba Nordweizen fob Port 
Churchill, Manitoba, 

(c) f.a.q. Welzen fob Australien, 

(d) Musterwelzen von Frankreich (natür- 
liches Mindestgewicht 76 kg per hl, 
Mindest-Eiweißgehalt 10 Prozent, 
Höchstgehalt an Verunreinigungen und 
Feuchtigkeit 2 Prozent bzw. 15 Pro- 
zent) fob franz. Häfen, 

(e) Nr. 1 harten Winterweizen fob Golf/ 
atlantische Häfen der USA und 

(f) Nr. 1 welchen weißen Weizen oder 
Nr. 1 harten Winterweizen fob pazifi- 
sche Häfen der USA 

sollen sein: 

die fob-Preise Vancouver, Port Churchill, 
Australien, Frankreich und USA/Golf/atlan- 
tische Häfen und USA pazifische Häfen, 
äquivalent zu den c. & f.-Preisen Im Ver- 
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland der Mindestpreis für Nr. 1 
Manitoba Nordweizen, lose in Fort William/ 
Port Arthur gelagert, wie In Absatz 1 dieses 
Artikels spezifiziert, errechnet unter Be- 
nutzung der jeweils geltenden Transport- 
kosten und Umrechnungskurse, und in jenen 
Importländern, in denen eine Qualitäts- 
abweichung anerkannt wird, durch Vergütung 


für die Qualitätsabweichung, wie sie zwischen 
dem betreffenden Export- und Importland 
vereinbart wurde. 

4. Der Exekutivausschuß kann in Überein- 
stimmung mit dem Beratungsausschuß für die 
Preis-Äquivalente die Mindest- und Höchst- 
preis-Äquivalente für Weizen an anderen 
Plätzen als den vorstehend angegebenen be- 
stimmen und kann die Mindest- und Höchst- 
preis-Äquivalente dafür bestimmen; dabei ist 
vorgesehen, daß im Falle irgendeiner anderen 
Beschreibung von Weizen, dessen Preis- 
Äquivalent noch nicht festgelegt worden ist, 
die Mindest- und Höchstpreise in der Zwi- 
schenzeit von den Mindest- und Höchstpreisen 
der Beschreibung von Weizen, die In diesem 
Artikel spezifiziert sind oder nachträglich 
von dem Exekutivausschuß in Übereinstim- 
mung mit dem Beratungsausschuß für Preis- 
Äquivalente festgelegt werden, mit solchen, 
die am nächsten mit einer derartigen ander- 
weitigen Beschreibung vergleichbar sind, durch 
Aufschlag einer angemessenen Prämie oder 
durch einen entsprechenden Nachlaß abgeleitet 
werden sollen. 

5. Wenn Irgendein Export- oder Import- 
land dem Exekutivausschuß unterbreitet, daß 
irgendein Preis-Äquivalent, das gemäß Ab- 
satz 2, 3 oder 4 dieses Artikels festgelegt 
wurde, auf Grund der laufenden Transport- 
kosten oder Umrechnungskurse oder Ver- 
kaufsprämien oder Abschläge nicht länger 
fair ist, soll der Exekutivausschuß die Ange- 
legenheit aufnehmen und kann In Überein- 
stimmung mit dem Beratungsausschuß für 
Preis-Äquivalente solche Berichtigungen 
machen, die er für wünschenswert hält. 

6. Im Falle von Streitigkeiten über die an- 
gemessene Höhe der Prämie oder des Ab- 
schlages für die Zwecke der Absätze 4 und 5 
dieses Artikels in bezug auf irgendeine Be- 
schreibung von Weizen, die In Absatz 2 
oder 3 spezifiziert ist, oder die auf Grund 
des Absatzes 4 dieses Artikels bestimmt 
worden Ist, muß der Exekutivausschuß in 
Übereinkunft mit dem Beratungsausschuß 
für Preis-Äquivalente auf Verlangen des be- 
treffenden Export- und Importlandes die An- 
gelegenheit entscheiden. 

7. Alle Entscheidungen des Exekutivaus- 
schusses auf Grund der Absätze 4, 5 und 6 
dieses Artikels sollen für alle Export- und 
Importländer bindend sein, es sei denn, daß 
irgendeines dieser Länder, welches eine der- 
artige Entscheidung für sich selbst für un- 
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vorteilhaft hält, den Ausschuß ersuchen mag, 
solche Entscheidungen zu überprüfen. 

8. Um den Abschluß von Weizentrans- 
aktionen unter sich zu Preisen, die gegen- 
seitig im Hinblick auf alle Umstände 
annehmbar sind, zu fördern und zu be- 
schleunigen, sollen die Export- und Import- 
länder unter Vorbehalt ihrer vollkommenen 
Handelsfreiheit und der Festsetzung und 
Verwaltung ihrer Internen Landwirtschafts- 
und Preispolitik sich bemühen, jene Politik 
nicht ln der Weise auszuüben, daß sie die freie 
Preisbewegung zwischen den Höchst- und 
Mindestpreisen in bezug auf Weizentransak- 
tionen, in welche die Export- und Import- 
länder einzugehen bereit sind, behindert. 
Sollte irgendein Export- oder Importland 
glauben, daß es Härten als Folge derartiger 
Politik erleidet, kann es die Aufmerksamkeit 
des Rates auf die Angelegenheit lenken. 
Der Rat wird der Sadie nachgehen und einen 
Bericht über die Beschwerde aufsetzen. 

Artikel VII 
Vorräte 

1. Um Lieferung in Weizen an Importlän- 
der sicherzustellen, wird sich jedes Exportland 
bemühen, Vorräte an Weizen alter Ernte am 
Ende des Erntejahres auf der Höhe zu 
halten, die ausreicht, um die garantierten 
Verkäufe auf Grund dieses Vertrages in je- 
dem folgenden Erntejahr sicherzustellen. 

2. Im Falle, daß ein Exportland eine Min- 
derernte hat, soll der Rat besondere Berück- 
sichtigung walten lassen über die Anstren- 
gungen, die von jenem Exportland gemadit 
werden, um hinreichende Vorräte, wie in 
Absatz 1 dieses Artikels verlangt wird, zu 
halten, bevor dieses Land von seinen Ver- 
pflichtungen gemäß Artikel X entlastet wird. 

3. Um unverhältnismäßig hohe oder nied- 
rige Weizenankäufe am Anfang oder Ende 
eines Erntejahres zu vermeiden, die die Sta- 
bilisierung der Preise auf Grund dieses Ab- 
kommens präjudizieren könnten und die Er- 
füllung der Verpflichtungen aller Export- 
und Importländer schwieriger gestalten, sollen 
die Importländer sich bemühen, hinreichende 
Vorräte zu jeder Zeit zu halten. 

4. Für den Fall, daß ein Importland auf 
Grund des Artikels XII Berufung einlegt, soll 
der Rat die Anstrengungen besonders berück- 
sichtigen, die das entsprechende Importland 


unternimmt, um hinreichende Vorräte, wie 
sie ln Absatz 3 dieses Artikels verlangt wer- 
den, zu halten, bevor er zu Gunsten einer 
soldien Berufung entscheidet. 

Artikel VIII 

Informationen, die dem Rat gegeben werden 
müssen 

Die Export- und Importländer müssen dem 
Rat innerhalb der von Ihm vorgeschriebenen 
Zeit solche Informationen geben, wie sie der 
Rat in Verbindung mit der Verwaltung die- 
ses Abkommens verlangen mag. 

TEIL III 

Berichtigung von garantierten Mengen 
Artikel IX 

Berichtigung im Falle einer Nicht-Teilnahme 
oder eines Ausscheidens von Ländern 

1. Für den Fall, daß Irgendeine Differenz 
auftritt zwischen der Gesamtmenge der 
garantierten Ankäufe der Anlage A zum Ar- 
tikel III und der Gesamtmenge der garantier- 
ten Verkäufe der Anlage B zum Artikel III 
als Folge davon, daß irgendein Land, das in 
der Anlage A oder B aufgeführt ist, (a) nicht 
unterzeichnet oder (b) keine Zustimmungs- 
erklärung hinterlegt oder (c) gemäß Absatz 5, 
6 oder 7 des Artikels XII ausscheidet oder (d) 
gemäß Artikel XIX ausgeschlossen wird oder 
(e) vom Rat gemäß Artikel XIX als im 
Rückstand mit einem Ganzen oder einem 
Teil ihrer garantierten Mengen auf Grund 
dieses Abkommens befunden wird, muß der 
Rat, ohne das Recht irgendeines Landes, ge- 
mäß Absatz 6 des Artikels XII von diesem 
Abkommen zurückzutreten, zu präjudizieren, 
die verbleibenden garantierten Mengen so 
berichtigen, daß die Gesamtmenge der einen 
Anlage sich mit der Gesamtmenge der an- 
deren Anlage deckt. 

2. Die Berichtigung auf Grund dieses Ar- 
tikels soll, wenn der Rat nichts anderes durch 
Zweidrittelmehrheit seitens der Exportländer 
und Zweidrittelmehrheit seitens der Im- 
portländer entscheidet, so getätigt werden, 
daß die garantierten Mengen der Anlage A 
c:»der der Anlage B, was Immer zutreffend ist, 
pro rata um den Betrag reduziert werden, 
welcher nötig ist, um die Gesamtmenge der 
einen Anlage mit dem Gesamtbetrag der an- 
deren Anlage in Einklang zu bringen. 
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3. Bei der Berichtigung auf Grund dieses 
Artikels soll der Rat das allgemeine Verlan- 
gen, die gesamten garantierten Kaufe und 
die gesamten garantierten Verkäufe auf dem 
höchstmöglichen Stand zu halten, berück- 
sichtigen, 

Artikel X 

Berichtigung im Falle von Minderernte oder 
der Notwendigkeit, die Zahlungsbilanz oder 
Geldreserve zu schützen 

1. Jedes Export- oder Importland, welches 
befürchtet, durch Mißernte im Falle eines 
Exportlandes oder durch die Notwendigkeit, 
seine Zahlungsbilanz oder Geldreserven zu 
schützen, im Falle eines Importlandes seinen 
Verpflichtungen auf Grund dieses Abkom- 
mens in bezug auf ein bestimmtes Erntejahr 
nicht nachkommen zu können, soll die Ange- 
legenheit zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
dem Rat unterbreiten und bei dem Rat be- 
antragen, für das betreffende Erntejahr von 
seinen Verpflichtungen ganz oder zum Teil 
freigestellt zu werden. Über einen nach Maß- 
gabe dieses Absatzes beim Rat gestellten An- 
trag soll unverzüglich verhandelt werden. 

2. Wenn die Angelegenheit eine Mißernte 
betrifft, soll der Rat bei Behandlung des An- 
trags auf Freistellung die Versorgungslage 
des die Meldung erstattenden Landes prüfen. 

3. Wenn die Angelegenheit sich auf die 
Zahlungsbilanz oder Geldreserve bezieht, soll 
der Rat, zusammen mit allen Tatsachen, die 
er als wesentlich betrachtet, das Gutachten 
des internationalen Geldfonds einholen und 
in Betracht ziehen und, sofern die Angelegen- 
heit ein Land betrifft, das ein Mitglied des 
Fonds ist, urteilen über das Bestehen und das 
Ausmaß der Notwendigkeit, auf die Ab- 
satz 1 dieses Artikels Bezug hat. 

4. Der Rat soll bei Behandlung eines An- 
trags auf Freistellung gemäß diesem Artikel 
den Grundsatz befolgen, daß das betreffende 
Land in tunlichst größtem Umfange, wenn 
es ein Exportland ist, Verkäufe zur Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten nach diesem Ab- 
kommen vornimmt, und, wenn es ein Im- 
portland ist, Ankäufe zur Erfüllung seiner 
Verbindlichkeiten nach diesem Abkommen 
tätigt. 

5. Der Rat soll entscheiden, ob die Dar- 
legungen des die Meldung erstattenden Lan- 
des begründet sind. Wenn er findet, daß sic 


begründet sind, soll er entscheiden, ob und 
in welchem Umfang und zu welchen Be- 
dingungen das berichtende Land von seiner 
garantierten Menge für das betreffende 
Erntejahr entbunden werden soll. Der Rat 
soll das berichtende Land von seiner Ent- 
scheidung in Kenntnis setzen. 

6. Wenn der Rat entscheidet, daß das be- 
richtende Land von seiner ganzen garantier- 
ten Menge oder von einem Teil derselben für 
das betreffende Erntejahr entlastet werden 
soll, muß folgendes Verfahren angewandt 
werden: 

(a) Wenn das berichtende Land ein Export- 
land ist, soll der Rat die anderen Export- 
länder, oder wenn das berichtende Land 
ein Importland Ist, die anderen Import- 
länder auffordern, ihre garantierten Men- 
gen für das betreffende Erntejahr bis zu 
der Höhe der garantierten Menge, von 
der das berichtende Land entbunden ist, 
zu erhöhen. Eine Erhöhung garantierter 
Mengen auf Grund dieses Unterabsatzes 
bedarf der Genehmigung des Rates. 

(b) Wenn die Menge, von der das die Mel- 
dung erstattende Importland entlastet ist, 
nicht voll In der Art und Weise, wie in 
(a) dieses Absatzes vorgesehen, abgesetzt 
werden kann, soll der Rat die Export- 
länder, wenn das berichtende Land ein 
Importland, oder die Importländer, wenn 
das berichtende Land ein Exportland ist, 
auffordern, sich mit einer Reduzierung 
Ihrer garantierten Menge für das betref- 
fende Erntejahr einverstanden zu er- 
klären bis zu der Höhe der garantierten 
Menge, von der das berichtende Land 
entlastet ist, nachdem irgendwelche Be- 
richtigungen gemäß (a) dieses Absatzes 
vorgenommen sind. 

(c) Wenn die vom Rat von den Export- und 
Importländern erhaltenen Gesamtange- 
bote, ihre garantierten Mengen auf Grund 
von (a) dieses Absatzes zu erhöhen oder 
von (b) zu reduzieren, die Höhe der 
garantierten Mengen, von dem das be- 
richtende Land entlastet ist, übersteigt, 
sollen ihre garantierten Mengen auf einer 
pro-rata-Basis erhöht oder reduziert wer- 
den, was Immer zutreffend Ist, es sei 
denn, daß der Rat anderweitig entscheidet, 
und vorausgesetzt, daß die Erhöhung oder 
Reduzierung der garantierten Mengen 
irgendeines solchen Landes sein Angebot 
nicht übersteigt. 
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(d) Wenn die Höhe der garantierten Menge, 
von der das berichtende Land entlastet 
ist, nicht voll in der in (a) und (b) dieses 
Absatzes vorgesehenen Weise abgesetzt 
werden kann, soll der Rat die garantier- 
ten Mengen der Anlage A zum Ar- 
tikel III, wenn das berichtende Land ein 
Exportland ist, oder der Anlage B zum 
Artikel III, wenn das berichtende Land 
ein Importland ist, für das betreffende 
Erntejahr um die Menge reduzieren, die 
nötig ist, um die Gesamtsumme der einen 
Anlage mit der Gesamtsumme der an- 
deren Anlage übereinstimmend zu 
machen. Wenn die Exportländer im Falle 
einer Reduzierung in der Anlage B oder 
die Importländer im Falle einer Redu- 
zierung in der Anlage A sich nicht ander- 
weitig einigen, soll die Reduzierung auf 
einer pro-rata-Basis gemacht werden, und 
dabei irgendwelche Reduzierung, die be- 
reits auf Grund von (b) dieses Absatzes 
gemacht wurde, berücksichtigt werden. 

Artikel XI 

Änderungen der garantierten Mengen 
im Wege der Zustimmung 

1. Der Rat kann auf entsprechenden An- 
trag der Export- und Importländer, deren 
garantierte Mengen dadurch geändert wür- 
den, Erhöhungen der in einer Anlage zu Ar- 
tikel III garantierten Mengen für die rest- 
liche Dauer des Abkommens zugleich mit ent- 
sprechenden Erhöhungen der in der anderen 
Anlage garantierten Mengen für diesen Zeit- 
raum genehmigen. 

2. Ein Exportland kann einen Teil seiner 
garantierten Menge auf ein anderes Export- 
land und ein Importland kann einen Teil 
seiner garantierten Menge auf ein anderes 
Importland für ein oder mehrere Erntejahre 
vorbehaltlich der Genehmigung des Rats auf 
Grund einer Mehrheit der Stimmen der Aus- 
fuhrländer und einer Mehrheit der Stimmen 
der Importländer übertragen. 

3. Die garantierte Menge eines nach Ar- 
tikel XXI dieses Abkommens beitretenden 
Landes soll durch entsprechende Berichtigun- 
gen im Wege einer Erhöhung oder Herab- 
setzung der garantierten Mengen eines oder 
mehrerer anderer Länder in Anlage A und B 
zu Artikel III ausgeglichen werden. Derartige 
Abänderungen werden nur genehmigt, wenn 


jedes Export- oder Importland, dessen 
garantierte Menge dadurch geändert wird, 
seine Zustimmung gegeben hat. 

Artikel XII 

Zusätzliche Käufe im Falle dringender 
Notlage 

Um einer kritischen Notlage zu begegnen, 
die in einem Land entstanden ist oder zu 
entstehen droht, kann ein Importland den 
Rat zwecks Hilfe bei der Beschaffung von 
Weizenlieferungen zusätzlich zu den ihm 
garantierten Käufen anrufen. Bei Berücksich- 
tigung eines solchen Anrufes kann der Rat 
die garantierten Mengen der anderen Im- 
portländer pro rata reduzieren, um die 
Mengen Weizen zu beschaffen, die er für not- 
wendig hält, um den Notstand, der durch 
die kritische Notlage entstanden ist, zu ent- 
lasten, wenn er glaubt, daß ein solcher Not- 
stand nicht auf irgendeine andere Weise be- 
hoben werden kann. Zweidrittelstimmen- 
mehrhcit der Exportländer und Zweldrittel- 
stim.menmehrheit der Importländer sind für 
eine Reduzierung der garantierten Käufe auf 
Grund dieses Absatzes erforderlich. 

TEIL IV 
Verwaltung 

Artikel XIII 
Der Rat 

A. Zusammensetzung 

1. Der durch das am 23. März 1949 in 
Washington zur Zeichnung aufgelegte Inter- 
nationale Weizenabkommen eingesetzte 
Internationale Weizenrat soll zur Durchfüh- 
rung des vorliegenden Abkommens fort- 
bestehen. 

2. Jedes Export- und Importland soll ein 
stimmberechtigtes Mitglied des Rates sein 
und kann auf dessen Sitzungen durch einen 
Abgeordneten, Ersatzmänner und durdi Be- 
rater vertreten werden. 

3. Zwischenstaatliche Organisationen, deren 
Einladung der Rat beschließt, können den 
Ratssitzungen je einen nicht stimmberechtig- 
ten Vertreter beiwohnen lassen. 

4. Der Rat soll für jedes Erntejahr einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden 
Vorsitzenden v^ählen. 
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B. Vollmacht und Tätigkeit 

5. Der Rat soll seine Verfahrensregeln 
festlegen. 

6. Der Rat soll solche Akten, wie sie auf 
Grund der Bedingungen dieses Abkommens 
verlangt werden, anlegen und kann solche 
anderen Akten halten, die er für wünschens- 
wert hält. 

7. Der Rat soll einen jährlichen Bericht ver- 
öffentlichen und kann irgendwelche anderen 
Informationen, die sich auf Angelegenheiten 
beziehen, die In den Rahmen dieses Abkom- 
mens fallen, veröffentlichen. 

8. Der Rat soll solche Befugnisse haben und 
solche anderweitigen Funktionen ausüben, als 
er für nötig hält, um die Bedingungen dieses 
Abkommens zu erfüllen. 

9. Der Rat kann durch Zweidrittelstim- 
menmehrhcit der Exportländer und Zwei- 
drittelstimmcnmehrheit der Importländer 
die Ausübung Irgendeiner seiner Befugnisse 
oder Tätigkeiten übertragen. Der Rat kann 
zu jeder Zeit seine Übertragung durch Mehr- 
heitsbeschluß rückgängig machen. Jede Ent- 
scheidung auf Grund irgendwelcher Befug- 
nisse oder Tätigkeiten, die in Übereinstim- 
mung mit diesem Absatz vom Rat übertra- 
gen worden sind, soll auf Verlangen Irgend- 
eines Export- oder Importlandes, das Inner- 
halb eines Zeitraums gestellt wurde, den der 
Rat vorschreibt, der Prüfung des Rates unter- 
liegen. Jede Entscheidung, für die ein Er- 
sudhen um Überprüfung nicht innerhalb des 
vorgeschriebenen Termins gestellt worden Ist, 
soll für alle Export- und Importländer bin- 
dend sein. 

C. Abstimmung 

10. (a) Unbeschadet der nachstehenden Vor- 
schriften unter (b) und (c) haben die Im- 
portländer 1000 Stimmen, die unter 
ihnen im Verhältnis ihrer entsprechen- 
den garantierten Käufe für das lau- 
fende Erntejahr zu den gesamten ga- 
rantierten Käufen für das betreffende 
Erntejahr verteilt werden sollen. Die 
Exportländer sollen auch 1000 Stim- 
men haben, die Im Verhältnis Ihrer 
entsprechenden garantierten Verkäufe 
für das laufende Erntejahr zu den ge- 
samten garantierten Verkäufen für das 
betreffende Erntejahr verteilt werden 
sollen. 


(b) Ist auf einer Ratstagung ein Import- 
oder ein Exportland nicht durch einen 
beglaubigten Beauftragten vertreten 
und hat es kein anderes Land ermäch- 
tigt, sein Stimmrecht gemäß Absatz 15 
dieses Artikels auszuüben, so wird die 
Gesamtstimmenzahl, die von den Ex- 
portländern abgegeben werden kann, 
auf eine Anzahl gebracht, die der Ge- 
samtzahl der Stimmen gleich ist, die 
auf dieser Tagung von den Import- 
ländern abgegeben v/erden kann, und 
zwar vermittels Neuverteilung unter 
die Exportländer im Verhältnis zu 
Ihren garantierten Verkäufen. 

(c) Kein Exportland oder Importland soll 
weniger als eine Stimme haben, und es 
soll keine Bruchteil-Stimmen geben. 

11. Der Rat soll die Stimmen neu verteilen 
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
des Absatzes 12 dieses Artikels, wenn Immer 
eine Änderung in den garantierten Käufen 
oder garantierten Verkäufen für das laufende 
Erntejahr eintritt. 

12. Wenn ein Exportland oder Importland 
seine Stimmen gemäß Absatz 5 des Arti- 
kels XVII verwirkt oder ihm seine Stimmen 
auf Grund des Absatzes 7 des Artikels XIX 
entzogen sind, muß der Rat die Stimmen neu 
verteilen in der Weise, als ob das Land keine 
garantierten Mengen für das laufende Ernte- 
jahr besäße. 

13. Eine nach Absatz 6 (b) des Artikels X 
von einem Export- oder einem Importland 
angenommene Herabsetzung seiner garantier- 
ten Menge sowie eine Übertragung eines Teils 
der garantierten Menge eines Landes für nur 
ein Erntejahr gemäß Absatz 2 des Artikels XI 
bleiben bei der auf Grund dieses Artikels er- 
folgenden Neuverteilung der Stimmen außer 
Betracht. 

14. Es sei denn, daß es in diesem Abkom- 
men anderweitig festgelegt ist, sollen die Be- 
schlüsse des Rates durch Stimmenmehrheit er- 
folgen. 

15. Ein Exportland kann ein anderes Ex- 
portland und ein Importland kann ein anderes 
Importland bevollmächtigen, seine Interessen 
bei irgendeiner Sitzung oder bei Sitzungen des 
Rates zu vertreten und die Stimmenabgabe 
auszuüben. Der Beweis solcher Bevollmächti- 
gung, die dem Rat genügt, muß dem Rat vor- 
gelegt werden. 
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D. Tagungsperioden 

16. Der Rat soll im Laufe eines halben 
Erntejahres mindestens einmal zusammentre- 
ten und zu solchen anderen Zeitpunkten, wie 
der Vorsitzende bestimmen mag. 

17. Der Vorsitzende soll eine Tagung des 
Rates anberaumen, wenn dies von (a) fünf Län- 
dern oder (b) einem oder mehreren Ländern, 
die insgesamt mindestens 10 Vo der Gesamt- 
stimmen haben, oder (c) dem Exekutivaus- 
schuß verlangt wird. 

E. Beschlußfähigkeit 

18. Die Anwesenheit von Vertretern mit 
einer Stimmenmehrheit der Exportländer und 
einer Stimmenmehrheit der Importländer, und 
zwar vor Vornahme einer Korrektur des Stim- 
menverhältnisses gemäß Absatz 10 (b) dieses 
Artikels, soll notwendig sein, um irgendeine 
Sitzung des Rates beschlußfähig zu machen. 

F. Sitz 

19. Der Sitz des Rates ist London, sofern 
nicht der Rat mit Mehrheit der von den Ex- 
portländern und mit Mehrheit der von den 
Importländern abgegebenen Stimmen etwas 
anderes beschließt. 

G. Rechtsfähigkeit. 

20. Der Rat soll in dem Territorium jedes 
Export- und jedes Importlandes solche Rechts- 
fähigkeit besitzen, wie sie zur Ausübung sei- 
ner Funktionen auf Grund dieses Abkommens 
benötigt wird. 

H. Beschlüsse 

21. Jedes Export- und jedes Importland 
übernimmt es, alle Beschlüsse des Rates auf 
Grund dieses Abkommens als bindend zu be- 
trachten. 

Artikel XIV 
Exekutivausschuß 

1. Der Rat soll einen Exekutivausschuß ein- 
setzen. Die Mitglieder des Exekutivausschusses 
sollen drei Exportländer sein, die jährlich von 
Exportländern gewählt werden, und nicht 
mehr als acht Importländer, die jährlich von 
den Importländern gewählt werden. Der Rat 
soll den Vorsitzenden des Exekutivausschusses 
ernennen und kann einen stellvertretenden 
Vorsitzenden ernennen. 


2. Der Exekutivausschuß soll dem Rat ge- 
genüber verantwortlich sein und unter seiner 
allgemeinen Anweisung arbeiten. Er soll solche 
Vollmachten und Funktionen haben, die ihm 
ausdrücklich auf Grund dieses Abkommens 
übertragen werden, und solche anderen Be- 
fugnisse und Funktionen, die der Rat ihm auf 
Grund des Absatzes 9 des Artikels XIII über- 
tragen mag. 

3. Die Exportländer im Exekutivausschuß 
sollen dieselbe Gesamtzahl Stimmen haben wie 
die Importländer. Die Stimmen der Export- 
länder sollen unter ihnen so verteilt werden, 
wie sie es bestimmen, vorausgesetzt, daß kein 
Exportland mehr als 40 Vo der Gesamtstim- 
men der Exportländer hat. Die Stimmen der 
Importländer sollen unter sich so verteilt wer- 
den, wie sie es bestimmen, vorausgesetzt, daß 
kein Importland mehr als 40 ®/o der Gesamt- 
stimmen der Importländer hat. 

4. Der Rat soll die Verfahrensregeln für 
die Stimmenabgabe im Exekutivausschuß vor- 
schreiben und kann solche anderen Bestimmun- 
gen über die Verfahrensregeln im Exekutiv- 
ausschuß machen, als er für richtig hält. Ein 
Beschluß des Exekutivausschusses erfordert 
dieselbe Stimmenmehrheit, wie dieses Abkom- 
men sie für den Rat vorschrei'bt, wenn ein Be- 
schluß in einer ähnlichen Sache getroffen wird. 

5. Jedes Export- oder Importland, das kein 
Mitglied des Exekutivausschusses ist, kann 
ohne abzustimmen an den Erörterungen ir- 
gendeiner Frage vor dem Exekutivausschuß 
teilnehmen, wenn immer letzterer glaubt, daß 
die Interessen jenes Landes davon berührt 
sind. 

Artikel XV 

Beratungsausschuß für Preis-Äquivalente 

Der Rat soll einen Beratungsausschuß für 
Preis-Äquivalente, der aus Vertretern von 
drei Export- und drei Importländern besteht, 
einsetzen. Der Ausschuß soll den Rat und den 
Exekutivausschuß über Angelegenheiten bera- 
ten, die in Absatz 4, 5 und 6 des Artikels VI 
aufgeführt sind, und über solche anderen Fra- 
gen, auf die der Rat oder der Exekutivaus- 
schuß sich beziehen kann. Der Vorsitzende 
des Ausschusses soll vom Rat ernannt werden. 

Artikel XVI 
Sekretariat 

1. Der Rat soll ein Sekretariat haben, das 
aus einem Sekretär und solchem Personal be- 
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steht, wie cs für die Arbeit des Rates und sei- 
ner Ausschüsse notwendig ist. 

2. Der Rat soll den Sekretär ernennen und 
sein Aufgabengebiet festsetzen. 

3. Das Personal soll gemäß den Bestim- 
mungen, die vom Rat festgelegt werden, er- 
nannt werden. 

Artikel XVII 
Finanzierung 

1. Die Ausgäben für die Entsendung der 
Vertreter beim Exekutivausschuß und der 
Vertreter beim Beratungsausschuß für Preis- 
Äquivalente zum Rat sollen durch die ent- 
sprechenden Regierungen gedeckt werden. Die 
anderen Unkosten, die für die Verwaltung 
dieses Abkommens notwendig sind, einschließ- 
lich Jener des Sekretariats und irgendwelcher 
Beträge, die der Rat seinem Vorsitzenden oder 
stellvertretenden Vorsitzenden zu zahlen ent- 
scheiden mag, sollen durch jährliche Beitrage 
seitens der Export- und Importländer gedeckt 
werden. Die Beiträge jedes Landes für jedes 
Erntejahr sollen dem Verhältnis entsprechen, 
das seine garantierte Menge zur Gesamtheit 
der garantierten Verkäufe oder Käufe zu Be- 
ginn des betreffenden Erntejahres aufweist. 

2. Bei seiner ersten Sitzungsperiode nach In- 
krafttreten dieses Abkommens soll der Rat 
sein Budget für die Zeit, die am 31. Juli 1954 
endet, bewilligen und die Beiträge, die von je- 
dem Export- und Importland zu zahlen sind, 
festsetzen. 

3. Der Rat soll auf seiner ersten Sitzungs- 
periode während der zweiten Hälfte jedes 
Erntejahrcs sein Budget für das folgende 
Erntejahr genehmigen und die Beiträge, die 
von jedem Export- und Importland zu zahlen 
sind, festsetzen. 

4. Der Anfangsbeitrag jedes Export- und 
Importlandes, das diesem Abkommen gemäß 
Artikel XXI zustimmt, soll vom Rat auf der 
Grundlage der ihm zukommenden garantier- 
ten Menge und der Zeitspanne, die für das 
laufende Erntejahr verbleibt, festgelegt wer- 
den, aber die Veranlagungen, die für andere 
Export- und Importländer für das laufende 
Erntejahr gemacht wurden, sollen nicht abge- 
ändert werden. 

5. Die Beiträge sollen sofort nach Veranla- 
gung zahlbar sein. Jedes Export- oder Import- 
land, das seinen Verpflichtungen zur Beitrags- 


zahlung innerhalb eines Jahres nach Veranla- 
gung nicht nachkommt, soll sein Stimmrecht 
verwirken, bis der Beitrag gezahlt ist, soll ie- 
doch nicht seiner anderen Rechte beraubt wer- 
den, noch seiner Verpflichtungen auf Grund 
dieses Abkommens entbunden werden. Im 
Falle, daß irgendein Export- oder Import- 
land sein Stimmrecht auf Grund dieses Ab- 
satzes verwirkt, sollen seine Stimmen verteilt 
werden, wie es in Absatz 12 des Artikels XIII 
vorgesehen ist. 

6. Der Rat soll jedes Erntejahr eine von 
vereidigten Bücherrevisoren geprüfte Aufstel- 
lung über seine Einnahmen und Ausgaben des 
vorhergehenden Erntejahres veröffentlichen. 

7. Die Regierung des Landes, in dem der 
Sitz des Rates ist, soll eine Steuerfreiheit für 
die vom Rat an seine Angestellten gezahlten 
Gehälter bewilligen, mit der Ausnahme, daß 
solche Steuerfreiheit nicht auf die Staatsange- 
hörigkeit des betreffenden Landes angewandt 
zu werden braucht. 

8. Der Rat soll vor seiner Auflösung über 
die Verbindlichkeiten und die Verfügung sei- 
ner Akten und Aktiva Vorsorge treffen. 

Artikel XVIII 

Zusammenarbeit mit anderen überstaatlichen 
Organisationen 

1. Der Rat kann mit den entsprechenden 
Organen der Vereinten Nationen und ihren 
spezialisierten Vertretungen und mit anderen 
überstaatlichen Organisationen alle solche Ar- 
rangements treffen, die für eine Beratung und 
Zusammenarbeit mit ihnen erwünscht sind. 

2. Wenn der Rat glaubt, daß irgendwelche 
Bestimmungen dieses Abkommens im wesent- 
lichen nicht mit solchen Erfordernissen über- 
einstimmen, wie sie durch die Vereinten Na- 
tionen oder durch ihre entsprechenden Organe 
und spezialisierten Vertretungen in bezug auf 
zwischenstaatliche Warenabkommen fcstgelegt 
sind, soll die Nichtübereinstimmung auf- 
gefaßt werden als ein Umstand, der die Tä- 
tigkeit dieses Abkommens nachteilig beein- 
flußt, und es muß das Verfahren gemäß Ab- 
satz 3, 4 und 5 des Artikels XXII angewandt 
werden. 

Artikel XIX 
Streitfragen und Beschwerden 

1. Jede Streitfrage, die die Auslegung oder 
Anwendung dieses Abkommens betrifft und 
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die nicht durch Verhandlungen geregelt wird, 
soll auf Verlangen eines Landes, das eine Par- 
tei in diesem Streitfall ist, dem Rat zur Ent- 
scheidung vorgelegt Vv^erden. 

2. In jedem Falle, in dem ein Streit ge- 
mäß Absatz 1 dieses Artikels dem Rat vor- 
gelcgt wurde, können eine Mehrheit von Län- 
dern oder auch Länder, denen mindestens ein 
Drittel der Gesamtstimmenzahl zusteht, den 
Rat ersuchen, nach eingehender Erörterung 
das Gutachten des in Absatz 3 dieses Artikels 
genannten Beratenden Ausschusses über die 
Streitfragen einzuholen, bevor der Rat seine 
Entscheidung fällt. 

3. (a) Sofern der Rat nicht einstimmig etwas 
anderes beschließt, soll der Ausschuß be- 
stehen aus: 

1. zwei von den Exportländern benann- 
ten Personen, von denen die eine 
große Erfahrung in Angelegenheiten 
der strittigen Art besitzt und die an- 
dere ein angesehener und erfahrener 
Jurist ist; 

2. zwei ebensolchen, von den Import- 
ländern benannten Personen; und 

3. einem einstimmig durch die vier nach 
1) und 2) benannten Personen oder, 
wenn diese keine Einigung erzielen, 
durch den vom Präsidenten des Inter- 
nationalen Weizenrats gewählten Ob- 
mann. 

(b) Personen aus Ländern, deren Regierun- 
gen Vertragsparteien dieses Abkommens 
sind, können dem Beratenden Ausschuß 
angehören; die zur Tätigkeit im Bera- 
tenden Ausschuß bestimmten Personen 
werden In persönlicher Eigenschaft und 
ohne Weisungen von Selten Irgendeiner 
Regierung tätig, 

(c) Die Kosten für den Beratenden Aus- 
schuß trägt der Rat. 

4. Das Gutachten des Beratenden Ausschus- 
ses ist mit Begründung dem Rat vorzulegen, 
der nach Prüfung aller einschlägigen Auf- 
schlüsse den Streit entscheidet. 

5. Eine etwaige Beschwerde darüber, daß 
ein Export- oder ein Importland verabsäumt 
hat, seine Verpflichtungen nach diesem Ab- 
kommen zu erfüllen, Vvurd auf Antrag des be- 
schwerdeführenden Landes an den Rat ver- 
wiesen, der über die Angelegenheit entscheidet. 


6. Es sei denn, daß es durch Stimmenmehr- 
heit der Exportländer und durdi Stimmen- 
mehrheit der Importländer festgestellt wird, 
soll kein Export- oder Importland als ver- 
tragsbrüchig auf Grund dieses Abkommens 
betrachtet werden. Jede Feststellung, daß ein 
Export- oder Importland gegen dieses Ab- 
kommen verstoßen hat, soll die Natur dieses 
Verstoßes und, wenn der Verstoß eine Nicht- 
erfüllung von Verbindlichkeiten jenes Landes 
hinsichtlich seiner garantierten Mengen ein- 
schließt oder enthält, auch das Ausmaß der 
Verfehlung oder Vernachlässigung spezifi- 
zieren. 

7. Wenn der Rat fcststellt, daß ein Ex- 
portland oder Importland einen Bruch die- 
ses Abkommens begangen hat, kann er ihm 
durch Stimmenmehrheit der Exportländer und 
Stimmenmehrheit der Importländer seine 
Stimmrechte entziehen, bis es seinen Verpflich- 
tungen nachgekommen ist, oder das Land von 
dem Abkommen ausschließen. 

8. Wenn einem Export- oder Importland 
auf Grund dieses Artikels seine Stimmen ent- 
zogen sind, sollen die Stimmen neu verteilt 
werden, wie es in Absatz 12 des Artikels XIII 
vorgesehen ist. Wenn ein Export- oder Im- 
portland als im Rückstand mit der gesamten 
oder einem Teil seiner garantierten Menge be- 
trachtet wird oder von diesem Abkommen 
ausgcsdilossen Ist, sollen die verbleibenden ga- 
rantierten Mengen ausgeglichen werden, wie 
es in Artikel IX vorgesehen ist. 

TEIL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel XX 

Unterzeichnung, Annahme und Inkrafttreten 

1. Dieses Abkommen soll bis zum 27. April 
1953 einschließlich in Washington zwecks Un- 
terzeichnung durch die Regierung der Länder, 
die in Anlage A und Anlage B zum Artikel III 
aufgeführt sind, aufliegen. 

2. Dieses Abkommen unterliegt der Rati- 
fizierung seitens der Signatarregierungen ge- 
mäß ihrem verfassungsmäßigen Verfahren. 
Gemäß den Bestimmungen des Absatzes 4 die- 
ses Artikels sollen die Ratifikationsurkunden 
bei der Regierung der USA nicht später als 
15. Juli 1953 hinterlegt werden, jedoch mit 
der Maßgabe, daß eine Mitteilung einer Sig- 
natarregierung an die Regierung der USA bis 
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zum 15. Juli 1953, daß sie beabsichtige, dieses 
Abkommen zu ratifizieren, Im Sinne dieses 
Artikels als Ratifizierung am 15. Juli 1953 
gilt, wenn die Niederlegung einer Ratifika- 
tionsurkunde spätestens am 1. August 1953 In 
Durchführung dieser Absicht erfolgt. 

3. Vorausgesetzt, daß die Regierungen der 
Länder, die In Anlage A zum Artikel III auf- 
geführt und für nicht weniger als 50 Vo der 
garantierten Käufe verantwortlich sind, und 
die Regierungen der Länder, die in Anlage B 
zum Artikel III aufgeführt und für nicht we- 
niger als 50 Vo der garantierten Verkäufe ver- 
antwortlich sind, dieses Abkommen bis zum 
15. Juli 1953 ratifiziert haben, sollen die 
Teile 1, 3, 4 und 5 des Abkommens am 
15. Juli 1953 und Teil 2 am 1. August 1953 
zwischen jenen Regierungen in Kraft treten, 
die das Abkommen ratifiziert haben. 

4. Jede Signatarregierung, die dieses Ab- 
kommen nicht, wie in Absatz 2 dieses Artikels 
vorgesehen, bis zum 15. Juli 1953 ratifiziert 
hat, kann durch den Rat eine Verlängerung 
nach diesem Datum für die Deponierung der 
Ratifikationsurkunde bewilligt erhalten. Die 
Teile 1, 3, 4 und 5 dieses Abkommens sollen 
für diese Regierung am Tage der Nieder- 
legung ihrer Ratifikationsurkunde In Kraft 
treten, und Teil 2 des Abkommens soll am 

1. August 1953 oder am Tage der Nieder- 
legung ihrer Ratifizierungsurkunde In Kraft 
treten, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spä- 
tere Ist. 

5. Die Regierung der USA wird alle Sig- 
natarregicrungen von der Unterzeichnung und 
der Ratifizierung des Abkommens benach- 
richtigen. 

Artikel XXI 
Beitritt 

Der Rat kann durch Zweidrittelstimmen- 
mehrheit der Exportländer und Zweidrittel- 
stimmenmehrheit der Importländer den Beitritt 
zu diesem Abkommen von irgendeiner Regie- 
rung, die noch nicht daran teilnimmt, geneh- 
migen und die Bedingungen für solchen Bei- 
tritt vorschreiben, jedoch mit der Maßgabe, 
daß der Rat den Beitritt einer Regierung auf 
Grund dieses Artikels nur genehmigen soll, 
wenn diese gleichzeitig Abänderungen der 
garantierten Mengen in Anlage A und An- 
lage B zu Artikel III gemäß Absatz 3 des Ar- 
tikels XI gutheißt. Der Beitritt soll durch die 


Hinterlegung einer Beitrittsurkunde bei der 
Regierung der USA wirksam werden, die alle 
Signatar- und beigetretenen Regierungen von 
jedem solchen Beitritt benadirichtigen wärd. 

Artikel XXII 

Dauer, Abänderung, Rücktritt 
und Beendigung 

1. Das Abkommen soll bis zum 31. Juli 
1956 einschließlich in Kraft bleiben. 

2. Der Rat soll in dem von Ihm für geeig- 
net erachteten Zeitpunkt den Export- und 
Importländern seine Empfehlungen über Er- 
neuerung oder Ersetzung dieses Abkommens 
übermitteln. 

3. Der Rat kann durch Stimmenmehrheit 
der Exportländer und Stimmenmehrheit der 
Importländer eine Abänderung dieses Abkom- 
mens den Export- und Importländern emp- 
fehlen. 

4. Der Rat kann eine Zelt festlegen, inner- 
halb der jedes Export- und Importland die 
Regierung der USA benachrichtigen soll, ob 
cs die Abänderung amilmmt oder nicht. Die 
Abänderung soll bei der Annahme durch die 
Exportländer mit Zweidrittelstimmcnmehr- 
helt der Exportländer und bei der Annahme 
durch die Importländer mit Zweidrlttelstlm- 
menmehrheit der Importländer wirksam 
werden. 

5. Jedes Export- und Importland, das die 
Regierung der USA nicht von der Annahme 
einer Änderung bis zu dem Tage, an dem 
solche Abänderung wirksam wird, benachrich- 
tigt hat, kann, nachdem es solche schriftliche 
Mitteilung eines Rücktritts an die Regierung 
der USA gegeben hat, wie der Rat sie in jedem 
Falle verlangen mag, von dem Abkommen 
am Ende des laufenden Erntejahres zurücktre- 
ten, soll aber nicht von irgendwelchen Ver- 
pflichtungen auf Grund dieses Abkommens 
befreit werden, die noch nicht bis zum Ende 
jenes Erntejahres erfüllt sind. 

6. Jedes Exportland, das glaubt, daß seine 
Interessen ernsthaft gefährdet sind durch eine 
Nichtteilnahme oder durch einen Rücktritt von 
diesem Abkommen Irgendeines Landes, das in 
der Anlage A zum Artikel III aufgeführt und 
verantwortlich für mehr als 5 Vo der garan- 
tierten Mengen ist, oder jedes Importland, 
das glaubt, daß seine Interessen ernsthaft ge- 
fährdet sind durch Nichtteilnahme oder Rück- 
tritt von diesem Abkommen irgendeines Lan- 
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des, das in der Anla^^e B zum Artikel III auf- 
geführt und verantwortlich für mehr als 5 Vo 
der garantierten Mengen ist, kann von die- 
sem Abkommen durch schriftliche Rücktritts- 
erklärung an die Regierung der USA vor dem 

1. August 1953 zurücktreten. 

7. Jedes Export- oder Importland, das 
glaubt, daß seine nationale Sicherheit durch 
den Ausbruch von Feindseligkeiten gefährdet 
ist, kann durch 30tägige Kündigung an die Re- 
gierung der USA von diesem Abkommen zu- 
rücktreten. 

8. Die Regierung der USA wird alle Sig- 
natar- und beigetretenen Regierungen von 
jeder Erklärung und Mitteilung, die auf 
Grund dieses Artikels eingeht, benachrich- 
tigen. 


Artikel XXIII 

Gebietliche Anwendung 

1. Jede Regierung kann zur Zeit der Unter- 
zeichnung oder Ratifizierung oder des Bei- 
tritts zu diesem Abkommen erklären, daß 
ihre Rechte und Pflichten auf Grund dieses 
Abkommens nicht auf alle oder einige ihrer 
überseeischen Besitzungen oder fremden Ver- 
bindungen, für die sie verantwortlich ist, an- 
gewandt werden sollen. 

2. Mit Ausnahme der Ge‘biete, in bezug auf 
welche eine Erklärung gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels abgegeben wurde, sollen die Rechte 
und Pflichten jeder Regierung auf Grund die- 
ses Abkommens auf alle Gebiete und auswär- 


tige Beziehungen, für die diese Regierung ver- 
antwortlich ist, angewandt werden. 

3. Jede Regierung kann zu jeder Zeit nach 
Ratifizierung oder Beitritt zu diesem Abkom- 
men durch Benachrichtigung an die Regierung 
der USA erklären, daß ihre Rechte und Pflich- 
ten auf Grund des Abkommens ln bezug auf 
alle oder bestimmte Gebiete, für welche eine 
Erklärung gemäß Absatz 1 dieses Artikels ab- 
gegeben wurde, Anwendung finden sollen. 

4. Jede Regierung kann durch Kündigung 
an die Regierung der USA getrennt in bezug 
auf alle oder bestimmte Übersee-Besitzungen, 
für deren auswärtige Beziehungen sie verant- 
wortlich ist, von diesem Abkommen zurück- 
treten. 

5. Die Regierung der USA wird alle Sig- 
natar- und beigetretenen Regierungen von 
jeder Kündigung auf Grund dieses Artikels 
benachrichtigen. 

ZUM ZEUGNIS DESSEN, daß die Un- 
terzeichneten auf Grund der diesbezüglichen 
Vollmachten ihrer betreffenden Regierungen 
dieses Abkommen an den Daten, die neben 
ihren Namen erscheinen, unterzeichnet haben. 

Gegeben in Washington am dreizehnten 
April 1953 in englischer, französischer und 
spanischer Sprache, alle Texte gleich authen- 
tisch, das Original in den Archiven der Re- 
gierung der USA zu hinterlegen, welche be- 
glaubigte Kopien jeder Signatar- und beigetre- 
tenen Regierung übersenden wird. 

(Unterschriften in alphabetischer 
Reihenfolge der Länder) 



Anlage 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Juni 1953 


An den Herrn 
Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 5. Juni 1953 — 6 — 73201 — 
152/53 VI — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 110. Sitzung am 19. Juni 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu dem Ab- 
kommen vom 13. April 1953 zur Revision und 
Erneuerung des Internationalen Weizen- 
abkommens vom . . . 

die sich aus der Anlage ergebende Änderung vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

In Vertretung 

Altmeier 


BUNDESRAT 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem 
Abkommen vom 13. April 1953 zur Revision und Erneuerung des Internationalen 
Weizenabkommens 

a) Artikel II Abs. 3 wird gestrichen. 

b) Hinter Artikel II wird ein neuer Ar- 
tikel II a in der Fassung des bisherigen 
Artikels II Abs. 3 eingefügt. 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, wie in allen 
übrigen Gesetzen auch hier die Berlin- 
Klausel in einem besonderen Artikel auf- 
zunehmen. 
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